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'er Abg. »r. Kor e f$ A i g n e r 1 W 0 1 f~ Mnrie E n s e rund 
Genossen' 

an 4ie Bundesminister für !nneresuud für Untürrioht 9 

betreffend VerbreitungsverbQ'b der ttÖsterreiohisohQn ll"aschingszüitung'• IJinz~ 

Mi t Bescheid vom 7. Jänn;;;r 1955 der Sich\;lrhe;i.tsdirektion für Oberöstor ... 

reioh, 'ZL 8id..5205/55, hat der Sicherheitsd,irektor für Oberösterreioh,' 

1>1:". Rosemanith, geme §§ 10 und 11 des :Bundesgesetzes über die :Bekämpfung \Ul'" 

züohtiger Veröffentliohungen und den Schutz der Jugend gegen sittliohe Ge­

fährdung (Sohund- und Schmutzgesetz) ein Verbreituagsverbot für die oben an­

geführte Zeitung für den Bereioh des Bundeslandes Oberösterreich südlich der 

, l)onau verfügt. 

Gemäß § 10 des zitierten Gesetzes kann ein solohes Verbreitungeverbot 

,egen:DruokWerke verhängt werden. 91die geeignet sind, die sittliohe. geistige 

oder geaundhei tliohe Elltwiok;lung jugend.lioher Personen, insbesondere durch 

Verleitung zu Gewalttaten oder z~ strafbaren.Handlungen aller Art. darah 

Reizung der Lüsternhe'it oder durch Irreleitung des Geschlechtstriebes. schäd­

lich zu bee1nfluissen. n Unter Bezugnahme 'auf diese, Gesetzesermächtigung w~rden 

folgende Stellen der oben angeführten Zeitung als anst5ßig bezeiohnets 

'Konfetti in den Busenaussohnitt einer Dame zu schütten~ ist üblich. 
Nioht üblich jedooh ist, es mit der Hand wieder herauszuholen. tl 

~eine Ehefrau daheim zu lassen, gehört zu den gern genossenen Faschings­
freuden. Ihr aber nachts 3 Uhr ein fremdes Mädchen mit ins Haus zu 
bringen und die Ehefrau zu bitten,' Kaffee z}1 koohen, die Betten :frisoh 
zu b,oziehen und das, SOhlaf'zitnmer zu räumen, halte ich doch den Scherz 

,ein wenig zu we-i t getrieben. n 

"Ein Amerikaner in Salzburg. 
Ein. am~rikanisoher Hote)"gaat in Salzburg lautet nach dem Stubenmädchen. 
Als dieses dienstbefließ~n kommt, hat er gerade seine' Gummibadewanne 
aufgeblasen, die die 416ueste Errungenschaft der Zivilisation' ist, da 
man sie überallhin zusammengefaltet wie einen Autoeohlauch mitnehmen 
kann. Er erklärt dem Mädohen, daß er jetzt 'ein Bad nehmen will und deß 

. er dafür warmes Wasser brauche. Das Mädohen schaut ungläubig auf dieses 
,ihr neue lItensil und sagt. Ja da drinnen können Sie sich dooh gar nicht 
baden, das istcioch vi(~l zu klein. Doch dt:r Amerikaner beginntea ihr 
liebenswürdig zu erklären. 
Wissen Sie, sagt er, da steige 104 hinein und zuers,t wasohe ich mioh 
eben von den rüssen, al~von unten angefangen, soweit als possible. 
Und dann nehme ich das Wasser und beginne von oben und wasche mioh 
herunter, ebenfalls soweit als possible. Aber wann waschen Sie sioh 
daspossible? .:tst darauf' die erstaunte, unsohuldige Antwort des Zimmer­
mädchens, das, wie man sieht, wirklioh noch nioht lange in Salzburg 
sein dürfte; weil es das Er.glische nooh so sohlecht behf;rrsoht. ti 
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Die verfügende Behörde, gegen deren Bescheid kein ordentliches Rechts­

mittel zulässig ist, finOdet diese ·Stellen offenbar als zur Reizung der 

Lüsternheit oder zur Irreleitung des Gesohlechtstriebes geeignet. 

Die Behörde nimmt weiter Anstoß an folgender stelle aus einem langen 

Artikel "Pflücke die Rosen nur .. .o n ~ von dem sie selbst sagt, daß. er die 

gesetzliohen Bestimmungen zum Schutz der Ehe und der Geschl~chtschre, sowie 

die Bestimmung~n zur Sicherung des Unterhalts unehelicher Kinder anführt! 

" ••••• Wir hOffen, Ihnen also einige Hinweise und Gebrauchsanweisungen 
. ~ür Ih;" Verhalten im Fasohing gegeben zu haben. Tragen Si~ also die . 
Österreichische Fasohingszeitung immer bei sich, damit Sie in kriti­
schen Situationen wenigstens nachlesen können. Wenn Sie aber in solchen 
Situationen noch so weit 'Herr Ihrer Sinne sind, müssen uns allerdings 
Sie selbst und erst reCht das Mädchen leid' tun. " 

Dazu bemerkt die Begründung des ~escheides; daß darin förmlich eine 

Aufmunterung zu einem sittenwidrigen Verhalten ausgesprochen werde. Dies 

würde selbst, wenn man - was wohl keinem normal empfindenden Mensohen ein­

fallen wird - die Ansicht der Behörde als richtig anerkennt, nicht einmal 

einen gesetzlichen Tatbestand für die Verhängung eines Verbreitungsverbotes 

darstellen. 

Ferner werden Bilder mit naCkten Frauengestalten auf den Seiten 3 und 4, 
die Darstellung auf Seite 7 unter dem Kennwort "Keine Angst vor Vorgesetzten!" 

und die ZeiChnungen auf. Seite 10 "Untertßssen mitten in Wien~r Faschingsver­

anstaltung geland.etl" als anstössig bezeichnet. Zum Schluß erklärt dann die 

Begründung, daß der Inhalt oder angeführten Witze sowie die angeführten Zeioh­

nungen geeignet seien, die sittliche Entwicklung der Jugend durch Reizung der 

lüsternheit und durch die .Aufmunterung zur Unsittlichkeit schädlich zu be­

einflussen. 

Die anfragenden Abgeordneten machen nicht nur dit! angeführten Stellen 

und erwähnten Zeichnungen, sondern den Inhali; der als Beilage anc,schlosse­

nen Faschingszeitung ausdrücklich zum Bestandteil der Anfrage ~nd damit ge­

mäß den Bestimmungen des Geschäftsordnungsgeaetzes und der autono~en Ge­

schäftsordnung ZU einem Bestandteil der öffentlichen Verhandlungen des 

Nationalrates gemäß Art o 33 der Bundesverfassung. Sie sehen sich zu diesem 

Sohritt veranlaßt,um eine öffentliche Diskussion über diese Intel;'pellation 

in der Presse unter der Immunität von öffentlichen Verhandlungen im 

Nationalrat zu stellen. 
I 

Die anfragenden Abgeordneten haben bewußt den für den Laien etwas 

langweiligen T,ext der :Bescheidbegründung aufgenommen r um dera..Be.völkerung die un 
Möglichkeit zu bieten, sich von der Handhab\fngodes SChund,,'/k!;JInA.tzgesetzes 

,< ' 
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ein Biid zu maohen. Man mag über die Güte der zur BeschJ.e.gn;h;ne führenden 

Wi tze und Zeiohnu~gen versohiedener Ansicht sein, aber es wh'd kaum einen 

no~mal,Empfindenden geben, der solche Witze als Mittel zur Reizung der 

Lüsternheit oder als Aufmunterung zur Unsittlichkeit empfinden würde. Eine 

solche.EJIlpfindung bleibt lediglich b€rllfs- oder gesinnungsma.ßigen Muokern 

und Dunkelmännern vorbehalten~ Es wird daher dia Bevölkerung außerordent­

lioh interessieren, ob und welche Personen das Einsohl;'eiten der Sicherheits­

direktion für Ober,österreich ve.ranlaßt haben~ D.enn es ist .der Mehrza~l der 
. , .-

österreiohisohen Bevölkerung bestimmt nioht ,gleiohgültig, wenfi durch solohe 

Prakt1~en die Verwaltung der Zweiten Republik in eine für sie keineQwegs 

ehrenvolle Nähe mit den Methoden Metterniohs gerUckt wird. 

Das Sohundi und,Sohmutzgeeetz 1et nach wie VOr notwendig, um Geschäfte 

mit der Verfühi'ung jugendlich€lr Personen zu Gewalttaten oder Unsitt+iohkeiten 

zu vermeiden. Um dieser Notwendigkeit willen wurde die, im Schund- und Sohmutz­

gesetz enthaltene Besohränkung der !'ressefreiheit in Österreioh gebilligt. Aber 

Verbreitungsverbote wegen der oben zitierten Stellen, weil diese, naoh Auf­

fassung vereinzelt,er Ml.\0ker, eine Aufmunterung zur Unsittliohkeit enthalten, 

sind geeignet, den ernsten Kampf um di.e Bekämpfung von Sohund und Schmut z 
läoherlioh zu maohen. 

Eine solohe ,Praxis kann zu einer wirkliohen Gefä.hrdu~ der Meinungs- und 

Presaefreihei t in österreich führen. Die Bekämpfung von Sohundund Sohmutz 

darf niemals in den Verdaoht gerat~m, als Waffe in der politisohen Auaeinan-' 

dersetzung mißbrauoht zu werdenu 

Die unterzeichneten. Abgeor~neten riohten daher an' die Herren 13undes­

minister für Inner.es und Unterricht, die ~ach dem Wortlaut des Gesetzes' zur 

einvernehmlichen VOllziehung hinsiohtlioh der §§ J.O bis 12 berv.fen $ind, die 

paohetehenden 

itn tL.. a ß e n-t 

10 Welohe Per6onen~ Personenverein1gungen oder Behörden haben bei der 
Sicherheitsdirektion fürOberösterreioh den Antrag gestellt, das Verbreitungs­
verbot über die t1Österre1chische Fasohingsz~itung zu verhängen? oder 

2. Bat die Sioherheitsdirektion für Oberösterreioh von amtswegendas 
Verbreitungsverbot' verhängt? . 

3. Sind die Herren Bundesminister bereit, die ihnen unterordneten 
Stellen anzuweisen, sioh bei der Prüfung von Tatbeständen naoh dem Sohund­
und Sch~tzgesetz 'nicht durch Kreise, die mit dem gesunden Sittlio~~eits­
empfinden der Masse der Bevölkerung in Widerspruoh stehen, zu behördlichen 
Verfügungen verleiten zu lasQen? . 

.. ~ ··0"" 0-6-0"" 
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